
Das Thema «Ernährungssouve-
ränität» mauserte sich jüngst
zum handfesten Begriff in der
Agrarpolitik: Die Bauernge-
werkschaft Uniterre fordert sie
schon lange als Grundlage für
die internationale Handelspoli-
tik, Bauernverbandsdirektor
und FDP-Nationalrat Jacques
Bourgeois möchte sie mit einer
parlamentarischen Initiative im
Landwirtschaftsgesetz festhal-
ten, und die SVP hat sie sich
kürzlich ins Parteiprogramm
geschrieben.

Ein Begriff, viele Ideen
So breit abgestützt das Thema

ist, so vielfältig sind auch die
Vorstellungen, was unter Er-
nährungssouveränität zu ver-
stehen ist. Dies zeigte sich am
Dienstag am ersten Schweizer
Forum für Ernährungssouverä-
nität in Bern. «Der Begriff Er-
nährungssouveränität bedeutet
mehr als das von der UNO pro-
pagierte ‹Recht auf Nahrung›
mehr als die von Staaten ange-
strebte ‹Versorgungssicherheit›
oder mehr als das Streben nach
einem hohen Selbstversor-
gungsgrad», erklärte Uniterre-
Sekretärin Valentina Hemme-
lerMaïga. Uniterre ist auchMit-
glied der internationalen Bau-
erngewerkschaft La Via Cam-
pesina, die sich mit dem Begriff
befasst. Diese Begriffe würden
zwar eng mit Ernährungssouve-
ränität verbunden, könnten
aber nicht als Definition ver-
wendet werden. Sondern: «Er-
nährungssouveränität bedeutet
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Der Begriff Ernährungs-
souveränität hat Hoch-
konjunktur, und solange
noch nicht klar ist, welche
Ziele man mit einer sou-
veränen, eigenständigen
Agrarpolitik verfolgt, sind
sich fast alle einig, dass
es sie braucht.
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das Recht einer Bevölkerung
oder eines Staates, für die ei-
gene Landwirtschaft und den
eigenen Nahrungsmittelsektor
eine unabhängige Politik gestal-
ten zu können.» (siehe Kasten)

Unterschiedliche Ziele
Bis zu diesem Punkt waren

sich die kleinbäuerlich orien-
tierte Uniterre mit anderen Ver-

tretern wie Jacques Bourgeois
vom Bauernverband SBV und
derGeschäftsleiterin der Stiftung
für Konsumentenschutz, Sara
Stalder, einig. Doch spätestens
an der Frage, welchen Betrieben
eine souveräne Agrarpolitik das
Überleben sichern soll und wel-
chen Preis dafür die Konsumen-
ten und Steuerzahler bezahlen
sollen, schieden sich die Geister.

So warfen Uniterre-Vertreter
dem SBV vor, den fortschreiten-
den Strukturwandel und damit
eine industrielle Landwirtschaft
bewusst in Kauf zu nehmen, wo-
gegen sich Bourgeois mit einem
Verweis auf die ÖLN-Anforde-
rungen und die imVergleich zum
Ausland immer noch kleinen
Strukturen wehrte. Und der Tes-
siner Konsumentenvertreter Ma-

rio Jäggli erklärte, dass dann der
Preisunterschied zum Ausland
auch mit dem Konzept der Er-
nährungssouveränität nicht zu
gross sein dürfe, weil schliesslich
auch das Lebensmittelbudget ei-
ner durchschnittlich verdienen-
den Familie knapp sei.

Schutz der Verarbeiter
Dass zur Ernährungssouverä-

nität nicht nur die landwirt-
schaftliche Produktion gehört,
sondern auchdieweiterenVerar-
beitungsstufen, darauf machte
Hermann Dür, Inhaber der
gleichnamigen Mühle in Burg-
dorf, aufmerksam. «Wer will das
Schweizer Getreide verarbeiten,
wenn mit der Marktöffnung die
Schweizer Mühlen verschwin-
den?», fragte er rhetorisch. Die
kleinen Schweizer Mühlen hät-
ten nämlich gegen die grossen,
vom Staat subventionierten
Mühlen in der EU keine Chance.
Die Ernährungssouveränität
bringe daher nicht nur für die
Landwirtschaft einen Schutz,
«Nein, die ganze Bevölkerung
profitiert von diesem Schutz,
auch wenn er sich hauptsächlich
im Landwirtschaftssektor äus-
sert», erklärte Dür. Walter Bal-
mer, Präsident der Berner Bau-
ernorganisation Lobag, münzte
die Ernährungssouveränität in
konkrete landwirtschaftspolitische
Massnahmen um. «Dafür müs-
sen wir gemeinsam den Agrar-
freihandel unddieWTObekämp-
fen.»Denn unter solchenAbkom-
men könne keine eigenständige
Politik mehr gemacht werden.

Schutz des Bodens
Jaques Bourgeois brachte eine

weitere Sicht in die Diskussion.
Er zeigte auf, dass sich das Klima
ändere und die Weltbevölkerung
wachse. «Langfristig werden wir
zuwenigNahrungsmittel undvor
allem zu wenig Boden haben, um
Nahrungsmittel zu produzie-
ren», sagteBourgeois.DerBoden
müsse daher aus Sicht der Ernäh-
rungssouveränität unbedingt
besser geschützt werden.

Ernährungssouveränität be-
zeichnet das Recht der Bevöl-
kerung eines Landes, die
Landwirtschafts- und Ver-
braucherpolitik selbst zu be-
stimmen, ohne Preisdumping
gegenüber anderen Ländern.
Ernährungssouveränität be-
deutet:
• die lokale landwirtschaftliche
Produktion zu begünstigen
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und so die Ernährung der Be-
völkerung sicherzustellen, den
Zugang für Bauern und Land-
lose zu Land, Wasser, Saatgut
und Krediten. Notwendig wer-
den dadurch Agrarreformen,
der Kampf gegen gentechnisch
veränderte Organismen, der
freie Zugang zu Saatgut und
die Bewahrung desWassers als
öffentliches Gut;

• das Recht von Bauern und
Bäuerinnen, Lebensmittel zu
erzeugen, das Recht der Ver-
braucherinnen und Verbrau-
cher, darüber zu entscheiden,
was sie konsumieren und wer
es wie produziert;
• das Recht der Staaten, sich
vor billigen Landwirtschafts-
und Nahrungsmittel-Importen
zu schützen.
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Einigkeit, solange nichts konkret ist

Jacques Bourgeois (SBV), Hermann Dür (Handelsmühle) und Sara Stalder (Konsumenten-
schutz) (v. l.) zeigen, dass bei der Frage der Ernährungssouveränität die ganze Verarbeitungs-
kette eingebunden werden muss. (Bild: Daniel Etter)


